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Wertingen, 01.07.2024 

 
 
Gundelfingen a.d. Donau; 
Aufstellung Bebauungsplan "Echenbrunn Nord Ost II; 
11. Änderung Flächennutzungsplan 
Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das AELF Wertingen nimmt wie folgt Stellung: 
 
Bereits zu Beginn unserer Stellungnahme können wir Ihnen mitteilen das wir einer 
Bebauung der in Anspruch genommenen landwirtschaftlichen Flächen und somit 
der der Planung nicht zustimmen können. Bei den beplanten und umliegenden 
Flächen handelt es sich um Ackerland sehr guter Bonität (81 Bodenpunkte). In 
vergangenen Stellungnahmen wurde wiederholt auf die hohe Qualität des Bodens 
hingewiesen. Die bayerische Landwirtschaft hat bereits sehr hohe Verluste land-
wirtschaftlich genutzter Fläche zu beklagen. Die im Geltungsbereich einbezoge-
nen Flächen liegen deutlich über dem Landkreisdurchschnitt, sind daher von Be-
bauung freizuhalten und dauerhaft für die landwirtschaftliche und gartenbauliche 
Nutzung zu erhalten.  
 
Für den Fall, dass in der Abwägung unserem Widerspruch nicht genügend Ge-
wichtung beigemessen wird, gilt wie folgt: 
 

1. Flächenverlust und Ausgleich 
Die Ackerböden im überplanten Bereich weisen mit das höchste Ertrags-
potential auf, das in Bayern zu finden ist. Bedauerlicherweise gehen durch 
das geplante Wohngebiet weitere ca. 2,6 Hektar dieses Ackerlandes über-
durchschnittlicher Bonität verloren. 
Eingriff und Ausgleich werden unter Anwendung des Bayerischen Leitfa-
dens zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, 
im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplanes ermittelt und über ein beste-
hendes Ökokonto ausgeglichen, so dass wenigstens hier kein weiterer 
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Flächenverlust bester Böden durch Ausgleichsmaßnahmen zum Tragen 
kommt. 
 

2. Angrenzende landwirtschaftliche Fläche 
Die Erreichbarkeit der angrenzenden sowie im Umkreis befindlichen land-
wirtschaftlichen Flächen muss weiterhin uneingeschränkt erhalten bleiben. 
Für Gehölzpflanzungen im Grenzbereich zu landwirtschaftlichen Grundstü-
cken sind Abstände nach Art. 48 AGBGB zu beachten. Es darf zu keiner 
Einschränkung in der Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen und Flä-
chen im Umkreis kommen. Um die Pflegemaßnahmen für die Eingrünung 
des Baugebiets sowie die uneingeschränkte Erreichbarkeit und Nutzung 
der landwirtschaftlichen Flächen zu gewährleisten, empfehlen wir den 
Wirtschaftsweg Flur-Nr. 2569 an den Rand des Geltungsbereichs zu verle-
gen und dort zu erhalten. 
 

3. Abgrabungen 
Aufgrund der hohen Bodengüte darf es zu keiner Entsorgung des Aushubs 
in Deponien kommen. Bei durch Erdarbeiten anfallender Aushub sollten 
Ober - und Unterboden getrennt gelagert werden. Wir regen an, den nicht 
im Plangebiet benötigten Oberboden Landwirten unentgeltlich für Boden-
verbesserungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. Die rechtlichen Vor-
gaben (Art. 57 BayBO, § 35 BauGB, Art. 16 BayNatSchG) sind zu beach-
ten. 
 

4. Evtl. Erweiterungspläne 
Die vorgesehene Erschließung lässt durch die Lage eine mögliche zukünf-
tige Erweiterung Richtung Osten vermuten. Aufgrund der hohen Qualität 
der landwirtschaftlichen Böden schließen wir bereits jetzt die Zustimmung 
einer Erweiterung nach Osten aus. 

 
Da es sich bei den beplanten und umliegenden Flächen um Ackerland sehr guter 
Bonität handelt, stimmen wir einer Erschließung weiterer (Wohn-)Bebauungen in 
diesem Bereich nicht zu. Allgemein sollten die Flächen im nördlichen Bereich von 
Gundelfingen und Echenbrunn aufgrund ihrer Bodengüte für die Landwirtschaft 
erhalten bleiben. Es ist davon auszugehen, dass gerade aufgrund der hohen Bo-
dengüte Flächen wie diese, bei der aktuell laufenden Fortschreibung im Rahmen 
des Landesentwicklungsprogramms Bayern, als Vorranggebiete für die Landwirt-
schaft festgelegt werden. Sicher bieten Flächen Richtung Süden und Westen so-
wie Maßnahmen zur Innenverdichtung für Gundelfingen ein ähnliches Potential 
zur Schaffung von Wohnraum und somit entsprechende Alternativen. 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
gez. 
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Aufstellung des Bebauungsplans „Echenbrunn Nord Ost II“ 11. Änderung des Flächennutzungsplans, 
Änderungsbereich: „Echenbrunn Nord Ost II“ 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Bayerische Bauernverband als Träger öffentlicher Belange nimmt zu o. g. Projekt folgendermaßen 

Stellung. 

 

Die Flächen für das geplante Neubaugebiet „Echenbrunn Nord Ost II“ liegen in der Gemarkung 

Gundelfingen, am östlichen Ortsrand des Ortsteils Echenbrunn. Aktuell sind die Flächen 

landwirtschaftlich genutzt. Im Osten und Süden schließen weitere landwirtschaftliche Flächen an.  

 

Aus der umliegenden Bewirtschaftung ist mit Geruchsbelästigung durch z.B. Gülleausbringung zu 

rechnen. Auch Erntearbeiten können abends und am Wochenende – auch Sonntags - stattfinden. 

 

Die landwirtschaftlichen Betriebe wollen immissionsrechtlich nicht angreifbar sein. Diese rechtliche 

Absicherung muss über die Eintragung einer Duldungspflicht mit Dienstbarkeit im Grundbuch auf den 

Baugrundstücken erfolgen. Hierzu ist folgender Passus in den Plan aufzunehmen: 

 

„Der Erwerber, Besitzer, Bebauer und Bewohner des Grundstücks hat die landwirtschaftlichen 

Emissionen (Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen) der angrenzenden und umliegenden 

landwirtschaftlichen ordnungsgemäß genutzten Flächen entschädigungslos zu dulden und 

hinzunehmen. 

 Besonders weisen wir darauf hin, dass mit zeitweiser Lärmbelästigung – Verkehrslärm aus dem 

landwirtschaftlichen Fahrverkehr sowie Bewässerungspumpen - auch vor 6:00 Uhr morgens zu rechnen 

ist. Zudem sind sonstige Lärmbeeinträchtigungen jeglicher Art, z.B. während der Erntezeiten auch nach 

22:00 Uhr zu dulden.“ 
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Es muss selbstverständlich sein, dass landwirtschaftliche Betriebe keinerlei Einschränkung durch die 

Planungen haben. Auch die Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe darf nicht gestört sein.  

 

Sowohl während als auch nach Abschluss der Bauphase muss die Erreichbarkeit der umliegenden 

Grundstücke sichergestellt sein. 

 

 

 

Mit besten Grüßen 

Referentin 
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Von:
Gesendet: Donnerstag, 11. Juli 2024 17:42
An:
Cc:
Betreff: AW: Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB; Gundelfingen a.d. Donau; B-Plan 

"Echenbrunn Nord Ost II"
Anlagen: Ökokontofläche Fl_Nr 4796 Gmk Gundelfingen.PNG

Sehr geehrte
 
anbei die Stellungnahme zur oben genannten Bauleitplanung. 
 
Es wird geplant an der nordöstlichen Ortsgrenze von Gundelfingen südlich der Bahntrasse Ingolstadt – Neuoffingen 
aufgrund der Nachfragen nach Wohnraum ein allgemeines Wohngebiet auszuweisen.  
 

- Straßen: 
Eine Straßenbreite von 7m wird als besonders breit erachtet, da im angrenzenden Wohngebiet die Straßen 
nur ca. 5,5m breit sind. Die Straßenbreite ist auf die notwendigste Fläche zu beschränken und eine unnötige 
Bodenversieglung ist zu vermeiden. Es scheint, dass die Straße am Nordrand in Sackgassen führen und der 
Wendekreis im rechten oberen Eck erscheint auserordentlich groß. Diese sind im Plan abzuändern, denn 
eine unnötige Bodenversieglung ist zu vermeiden. Der Bebauungsplan ist flächensparend aufzustellen. 
 

- Dachformen: 
Die Dachformen sind an die Häuser in der Umgebung anzupassen, damit sich das Wohngebiet an die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Die Planung von Zeltdächern wird nicht befürwortet, da diese 
Bauweise sich nicht in das schwäbische Ortsbild einfügt und damit das Ortsbild und das Landschaftsbild 
beeinträchtigt werden würde. Zudem ist im Sichtfeld keine Wohnbebauung mit ähnlicher Dachform 
vorhanden. 
 

- Einfriedungen: 
Einfriedungen sind auf allen Grundstücken mit einem Bodenabstand von 15cm zu errichten, um die 
Durchlässigkeit für Kleinsäuger zu gewährleisten. 

 
- Eingrünung:  

Es wird aus der Planung nicht ersichtlich aus wie viel Reihen die Eingrünung bestehen wird. Es ist im 
Texteilteil aufzunehmen, dass eine 5m breite und 3-reihige Eingrünung herzustellen ist.  
 

- Artenschutz: 
Artenschutzrechtliche Belange wurden nicht geprüft. Dies muss nachgeholt werden um Verbotstatbestände 
nach §44 BNatschG auszuschließen. Es wird auf die online Arbeitshilfe "Spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung“ vom LfU verwiesen. Hierbei ist insbesondere eine Kartierung von Feldbrütern und Zauneidechsen 
entlang der Bahntrasse erforderlich. Genauerer Inhalt der Kartierung ist mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzuklären. 
 

- Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung: 
In der Begründung wird erläutert, dass aufgrund der geplanten Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen 
der Kompensationsfaktor um 0,2 reduziert wird. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind diese nicht 
ausreichend um eine Reduzierung zu begründen, da diese auch nicht der Liste 2 des Leitfadens „Bauen im 
Einklang mit Natur und Landschaft“ (2003) entsprechen, welcher hier angewendet wird. Es ist mit einem 
Kompensationsfaktor von 0,6 zu rechnen und die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist zu aktualisieren. Des 
Weiteren wird die angegebene GRZ von 0,4 aufgrund rechtlicher Grundlagen gewöhnlicherweise 
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überschritten, da unter diesem Faktor nicht alle Versiegelungen fallen, die auf den Grundstücken realisiert 
werden und somit ist mit dem höheren Kompensationsfaktor zu rechnen. 
 

- Ökokontofläche: 
Aus den Unterlagen der uNB geht hervor, dass der Stadt Gundelfingen eine Teilfläche des Flurstücks 4796 
Gemarkung Gundelfingen mit ca. 12000 m² Ökokontofläche gehören. Die verfügbare Ökokontofläche ist mit 
den zurückliegenden Vorhaben verbraucht und diese Ökokontofläche kann nicht mehr als Ausgleich für das 
Wohngebiet „Echenbrunn Nord Ost II“ hergenommen werden. Es ist eine neue Ökokontofläche oder 
Ausgleichsfläche vorzuschlagen. Wenn eine Ökokontofläche mit Wertpunkten verwendet oder eine 
Ausgleichsfläche berechnet wird, ist der neue Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
(2021) zu verwenden, da dieser dem aktuellen Standard entspricht.  
(Ein Bild der verwendeten Ausgleichsflächen ist angefügt) 

 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht kann der Bebauungsplan zum jetzigen Zeitpunkt nicht befürwortet werden.  
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass im Flächennutzungsplan noch genügend Wohnbauflächen ausgewiesen 
sind, weshalb kein Bedarf für weitere Wohnbauflächen besteht. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 

 
--------------------------------------------------------------- 
 
Landratsamt Dillingen a.d.Donau 
FB 40 – Untere Naturschutzbehörde 
Fachkraft für Naturschutz 
Große Allee 24 
89407 Dillingen a.d.Donau 

  

https://www.landkreis-dillingen.de  

Bitte denken Sie an Ihre Umwelt, bevor Sie diese Mail ausdrucken.   
 
Von:  
Gesendet: Mittwoch, 29. Mai 2024 15:23 
An:  

 

 

Cc: 
Betreff: Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB; Gundelfingen a.d. Donau; B-Plan "Echenbrunn Nord Ost II" 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
hiermit werden Sie gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans „Echenbrunn Nord 
Ost II“ der Stadt Gundelfingen beteiligt. 
 
Ich bitte um Stellungnahme bis zum 26.06.2024. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 









 
 
 
 
 
 
 
 
Staatliches Bauamt Krumbach 
Postfach 1355  86371 Krumbach 

Staatliches Bauamt 
Krumbach 

 

Hochbau 
Straßenbau 

  
 
 

 

  
Amtssitz 
Staatliches Bauamt Krumbach 

 

 

E-Mail und Internet 
 Postfach 1355  86371 Krumbach  

Nattenhauser Str. 16  86381 Krumbach  
08282/9908-0 
Straßenbau   

     08282/9908-200 

 
Hochbau   

     08282/9908-300 

 
Schwertransport   

     08282/9908-201 
poststelle@stbakru.bayern.de 

www.stbakru.bayern.de 
 

 
 
 
 
OPLA  

Otto Lindenmeyer Str. 15 
86153 Augsburg 
 
 

 
Bauleitplanung; 
 
Bebauungsplan „Echenbrunn Nord Ost II“ und 
 
11. Flächennutzungsplanänderung 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Staatliche Bauamt Krumbach nimmt zu der oben genannten Bauleitplanung als 
Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung. 

1.  Flächennutzungsplan „11. Änd.“  mit Landschaftsplan 
      
      

  Bebauungsplan  
 für das Gebiet „Echenbrunn Nord Ost II“ 

 mit Grünordnungsplan 
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs?  ja  nein 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

  Sonstige Satzung 
      
      

  Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB) 
 Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2 BauGB-Maßnahmen) 01.07.2024 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Straßenbauverwaltung: Staatl. Bauamt Krumbach  
 Nattenhauser Straße 16 
 86381 Krumbach 
 Tel. 08282/9908-0 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen Bearbeiter Krumbach, 28.06.2024  

– Mail vom 31.05.2024 S22-4621 
S22-4622 
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2.1 Grundsätzliche Stellungnahme 

Gegen die Aufstellung bzw. Änderung der Bauleitplanung bestehen seitens des Staatlichen Bau-

amtes Krumbach, Fachbereich Straßenbau, keine Einwände, wenn die unter 2.2 ff genannten 

Punkte beachtet werden. 

 

2.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, 

- keine - 

2.3 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen 

- keine - 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 

- keine - 

2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugrundstück durch die Immissionen der Bundes- bzw. 

Staatsstraße vorbelastet ist.  

Die für die Bemessung von Immissionsschutzeinrichtungen nötigen Angaben sind über die Im-

missionsschutzbehörde zu ermitteln (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV). Gem. der 

Untersuchung der schalltechnischen Belange werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BIm-

SchV (2) überschritten. 

Eventuelle erforderliche Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Bundes- 

bzw. Staatsstraße übernommen. (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV). Wir weisen 

darauf hin, dass das Staatlichen Bauamtes Krumbach beabsichtigt, die Bundesstraße 16 3-strei-

fig, sowie die Anschlussstelle Faimingen auszubauen. Die Maßnahme steht der vorgelegten Bau-

leitplanung nicht unmittelbar entgehen. Der Ausbau kann jedoch dazu führen, dass sich die Im-

missionswerte weiter erhöhen.  

Wir bitten um Übersendung eines Stadtratsbeschlusses, wenn unsere Stellungnahme behandelt 

wurde. Der rechtsgültige Bebauungsplan/FNP (einschließlich Satzung) ist dem Staatlichen Bauamt 

Krumbach zu übersenden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Technische Oberinspektorin – Landkreis Dillingen

 



 

 Wasserwirtschaftsamt 
Donauwörth     

    
 

WWA Donauwörth – Förgstraße 23 – 86609 Donauwörth 
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Standort 
Förgstraße 23 
86609 Donauwörth 

Telefon / Telefax 
+49 906 7009-0 
+49 906 7009-136 

E-Mail / Internet 
poststelle@wwa-don.bayern.de 

www.wwa-don.bayern.de 

OPLA 
Büro für Ortsplanung und Stadtentwicklung 
Otto-Lindenmeyer-Str. 15 
86153 Augsburg 
 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  Datum 
  2-4622-DLG-20260/2024 12.07.2024 
     

 

    

Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB; Gundelfingen a. d. Donau;  
11. FNP-Änderung + B-Plan "Echenbrunn Nord Ost II" 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungspla-
nes erhalten Sie unsere Stellungnahme wie folgt: 
 

1. Sonstige fachliche Hinweise und Empfehlungen 

Die Belange des Hochwasserschutzes und der -vorsorge, insbesondere die Vermei-
dung und Verringerung von Hochwasserschäden, sind in der Bauleitplanung zu be-
rücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV hat gemeinsam mit 
dem StMB eine Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitpla-
nung“ herausgegeben, wie die Kommunen dieser Verantwortung gerecht werden 
können und wie sie die Abwägung im Sinne des Risikogedankens und des Risikoma-
nagements fehlerfrei ausüben können. Es wird empfohlen, eine Risikobeurteilung auf 
Grundlage dieser Arbeitshilfe durchzuführen, s. https://www.stmuv.bayern.de/the-
men/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf.  

1.1 Oberirdische Gewässer 

1.2 Überflutungen durch wild abfließendes Wasser infolge von Starkregen 

Durch Starkregenereignisse kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen 
kommen.  
 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf
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Die Starkregen- und Sturzflutgefahrenkarten des Freistaat Bayern geben Hinweise auf Be-
troffenheiten. Diese Karten sind entsprechend zu beachten und auszuwerten und das Ergeb-
nis der Auswertung und Risikoabschätzung im Plan zu berücksichtigen. 
 

 
Abbildung 1: Überschwemmungsgefahren (Umweltatlas Bayern, 01.07.2024) 

Der Zufluss aus den Außeneinzugsgebieten muss bei der Bebauungs- und Entwässerungs-
planung berücksichtigt werden (z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgräben; Anlage von 
Gehölzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen Fläche oberhalb der Bebau-
ung). 
Die Gemeinde sollte weitere Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c und d BauGB 
treffen, um die Schäden durch Überflutungen infolge von Starkregen zu minimieren.  
Gemäß § 37 WHG darf der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil 
eines höher- oder tieferliegenden Grundstücks behindert, verstärkt oder auf andere Weise 
verändert werden. 
Vorschlag für Festsetzungen 

„Die gekennzeichneten Flächen und Abflussmulden sind aus Gründen der Hoch-
wasservorsorge freizuhalten. Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von Ge-
genständen, welche den Abfluss behindern oder fortgeschwemmt werden können, 
sind verboten.“ 
„Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude wird mindestens 
….cm über Fahrbahnoberkante/über Gelände festgesetzt.“ (Hinweis: Dazu sollte die 
Gemeinde möglichst Kote(n) im Plan und Bezugshöhen angeben. Der konkreten Straßen- 
und Entwässerungsplanung ist hierbei Gewicht beizumessen; Höhenlange der Rohfußbo-
denoberkante sollte nach weiterer Betrachtung festgelegt werden). 
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„Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkre-
gen auf der Straße oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann.“ 
„Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende 
Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder 
Rückschlagklappen.“ 
„Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind bis 25 cm 
über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen oberfläch-
lich abfließendes Wasser nicht eindringen kann.“  
„In Wohngebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, müssen 
Fluchtmöglichkeiten in höhere Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.“ 
„In öffentlichen Gebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, 
müssen öffentlich zugängliche beschilderte Fluchtmöglichkeiten in höhere Stock-
werke oder Bereiche vorhanden sein.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
„Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen:“  
„Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Über-
flutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen 
zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und 
Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind.  cm über der 
Fahrbahnoberkante/über Gelände wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellerein-
gangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschäch-
ten, ausgeführt werden (Höhenlange der Rohfußbodenoberkante sollte nach weiterer 
Betrachtung festgelegt werden).“   
„Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.“ 

1.3 Grundwasser 

1.3.1 Grundwasser    
Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. Der Grundwas-
serstand sollte, sofern noch nicht erfolgt bzw. nicht bekannt, durch geeignete Erkundungen 
im Planungsgebiet ermittelt werden. Hierzu empfehlen wir die Durchführung einer qualifi-
zierte Baugrunderkundung oder die Erstellung eines hydrogeologisches Fachgutachtens. An-
hand bekannter Aufschlüsse im Umfeld des Vorhabens liegt der (je nach Deckschichtenaus-
bildung ggf. gespannte) Grundwasserstand (im ausgespiegelten Zustand) bei ca. 3,5 m u. 
Geländeoberkante. 

Vorschlag für Festsetzungen: 
 

„Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in den öffentlichen Schmutz-
/Mischwasserkanal ist nicht zulässig.“ 
 
„Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen müssen Keller oder sonstige unter-
halb des anstehenden Geländes liegende Räume bis mindestens zu dem durch 
Fachgutachten zu ermittelnden schadensverursachenden / höchsten bekannten 
Grundwasserstand zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag wasserdicht 
(z.B. weiße Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden bzw. ist auf einen Keller 
zu verzichten oder die Nutzung des Kellergeschosses entsprechend anzupassen.“ 
(Angabe des GW-Standes durch den Planer erforderlich) 
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Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
 

„Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt 
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftre-
tendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.“ 
 
„Zur Beschreibung der Grundwasser-/Untergrundsituation sind in der Regel Bohrun-
gen/Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grundwasserstock-
werke durchteufen oder die artesisch gespanntes Grundwasser erschließen, ist vor 
Bohrbeginn ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. Bohrungen, die die 
so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Be-
wegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können, 
sind der Kreisverwaltungsbehörde einen Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzei-
gen.“ 
 
„Um negative Einflüsse auf das Grundwasser ausschließen zu können, hat der Bau-
herr erforderlichenfalls einen fachlich qualifizierten Nachweis über die quantitativen 
und qualitativen Einflüsse auf das Grundwasser während der Bauphase und im End-
zustand zu erbringen (z. B. hydrogeologisches Gutachten). Für entsprechende Maß-
nahmen sind regelmäßig wasserrechtliche Genehmigungen bei der Kreisverwal-
tungsbehörde einzuholen.“ 
 

  „Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser 
eingreifen (z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von 
Gründungspfählen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor de-
ren Durchführung mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen. Eine Beweissicherung bei 
einer Bauwasserhaltung zur Abwehr unberechtigter Ansprüche Dritter wird empfoh-
len.“ 

1.4 Altlasten und Bodenschutz  

1.4.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster 
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.  
Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-
dere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, 
der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt 
wurde, wird verwiesen. 
Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-
stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist 
unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu be-
nachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG).“ 

Hinweis:  
Das Grundstück der Ausgleichsfläche Fl.-Nr. 4796 der Gemarkung Gundelfingen ist im Alt-
lastenkataster ABUDIS verzeichnet. 

1.4.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen/Flächennutzungsplänen ist die Bodenschutzklausel 
gem. § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB zu beachten; zudem sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die 
Belange des Umweltschutzes und damit auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu 
berücksichtigen.  



- 5 - 

 
Zur Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 i. Verb. m. Anl. 1 Nr. 2a BauGB 
müssen die im Plangebiet vorkommenden Bodentypen benannt und deren natürliche Boden-
funktionen (§ 2 BBodSchG) bewertet werden.  
Böden, die die natürlichen Bodenfunktionen oder die Funktion als Standort für landwirtschaft-
liche Nutzfläche (natürliche Ertragsfähigkeit) in besonderer Weise erfüllen, sind zu berück-
sichtigen und die Planung auf weniger wertvolle Böden zu lenken. Im Sinne des Grundsatzes 
1.3.1 des Landesentwicklungsplans 2020 („Erhalt und die Schaffung natürlicher Speicher-
möglichkeiten für Kohlendioxid und anderer Treibhausgase“) ist bei humusreichen Böden 
(insb. Moorböden) auch die Speicherfunktion für Kohlendioxid zu berücksichtigen. Ggf. vor-
handene geogene oder großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen sind zu berück-
sichtigen. Darüber hinaus sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen. 
Es wird empfohlen, für die Bodenfunktionsbewertung einen qualifizierten Fachgutachter zu 
beauftragen. 
Hinweise zum Plan: 
Um eine vollständige Bewertung des Schutzgutes Boden durchführen zu können, wird für die 
Bodenteilfunktionen auf die Karten im UmweltAtlas verwiesen. Aktuelle Bodenkennwerte und 
Vektordatensätze können bei der Datenstelle des LfU angefragt werden. Für die Gesamtbe-
wertung der Bodenfunktionen ist nach Leitfaden „Das Schutzgut Boden in der Planung“ die 
Tabelle I/7 Matrix zur Gesamtbewertung von Böden vorzugehen. Die Erstauswertung über 
„Standortauskunft“ im UmweltAtlas darf nicht mit den Bodenfunktionsbewertungskarten 
gleichgesetzt werden. 

1.5 Abwasserentsorgung 

1.5.1 Allgemeines 

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist vor Verwirklichung des Bebauungspla-
nes fortzuschreiben.  
Es ist geplant das anfallende, unverschmutzte Niederschlagswasser dezentral zurückzuhal-
ten und vorrangig zu versickern. Das Schmutzwasser soll an die bestehende Kanalisation 
angeschlossen werden. 

1.5.2 Niederschlagswasser 

Bei der Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung ist auf den Erhalt der natürlichen 
Wasserbilanz zum unbebauten Zustand zu achten (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 102-1 und 2 / 
BWK-A 3-1 und 2 sowie DWA-M 102-4 / BWK-A 3-4). Daher sollte das Niederschlagswasser 
nach Möglichkeit ortsnah versickert werden, sofern dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  
Schützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden. Bei schwierigen hydrologi-
schen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung und Rückhaltung des Re-
genwasseranfalles (z.B. durch Gründächer) genutzt werden. 

Die Kommune ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers verpflichtet. Sie kann dem 
Grundstückseigentümer das Benutzungsrecht der öffentlichen Anlagen nur dann versagen, 
soweit ihm eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ord-
nungsgemäß möglich ist.  

Das vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor, Niederschlagswas-
ser dezentral zurückzuhalten und anschließend zu versickern/ vorrangig zu versickern. Der 
dazu notwendige Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu berücksichtigen, dies gilt auch für 
Privatflächen, sofern diese in Anspruch genommen werden sollen. 
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Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 
„Gering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen muss 
auf den Baugrundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versickerung soll 
vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene 
Oberbodenzone erfolgen.“ 
„Unterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne geeignete Vorreini-
gung nicht zulässig. Sickerschächte sind unzulässig/vorab grundsätzlich technisch 
zu begründen. Notwendige Versickerungs- und Retentionsräume oder Vorbehand-
lungsanlagen sind auf den privaten Grundstücken vorzuhalten.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  
„Anlagen und Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung von Dränwasser (Dränan-
lagen) sind wasserrechtlich zu behandeln und im Entwässerungsplan in Lage und Di-
mension zu kennzeichnen.“ 
„Bei der Erstellung der Wohnbebauung und der Grundstücksgestaltung (Zugänge, 
Lichtschächte, Einfahrten etc.) ist die Rückstauebene zu beachten. Unter der Rück-
stauebene liegende Räume und Entwässerungseinrichtungen (auch Dränanlagen, 
sofern zulässig) müssen gegen Rückstau aus der Kanalisation gesichert werden.“ 

2. Zusammenfassung 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Beden-
ken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 

 
 

 
 
Verteiler: 
Landratsamt Dillingen  mit der Bitte um Kenntnisnahme 
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